
In den fünf neuen Bundesländern ist
derzeit das Linksbündnis aus PDS und
Wahlalternative Arbeit und soziale Ge-
rechtigkeit die populärste politische
Kraft. Laut Infratest würden 31 Prozent
der Ostdeutschen die Linkspartei wäh-
len – Tendenz steigend. Die anderswo
als große Parteien bekannten Christde-
mokraten und Sozialdemokraten kom-
men im Osten nur auf 29 und 27 Prozent.

Diese Zahlen zeigen mehr an als eine
belächelnswerte landsmannschaftliche
Schrulligkeit der „Ossis“. Auch sollte
man aufhören, immer wieder seufzend
von Sorgen und Nöten der Ostdeutschen
zu sprechen, die sich da niederschlagen.
Es geht um mehr, es geht um einen poli-
tischen Machtanspruch: Jene, die der
Linkspartei den Rücken stärken, wit-
tern eine reale Chance, die Reformpoli-
tik des Bundes wieder zurückzudrehen.

„Armut vermeiden“ – auch ohne Job

„Weg mit Hartz IV“ heißt es im Wahl-
programm der Linkspartei. Stattdessen
soll es, ob einer einen Job hat oder nicht,
Manna vom Himmel regnen. Jeder soll
Anspruch auf eine „bedarfsorientierte
Grundsicherung“ haben; für eine Fami-
lie mit zwei Kindern soll der Staat mo-
natlich 1900 Euro netto überweisen.
„Bedarfsorientiert heißt: Armut vermei-
den“, schreibt die Linkspartei. Dazu
dienen gebührenfreie Kita-Plätze, das
gebührenfreie Studium sowie „Ganz-
tagsbetreuung für Kinder jedes Alters“. 

Man mag den im Westen etablierten
Parteien vorwerfen, was man will – der-
art verlogene Wahlaussagen wie PDS
und WASG haben sie sich nie geleistet.
Alarmierender noch als die Fülle leerer
Versprechungen ist aber die wieder auf-
lebende Vollversorgungsmentalität aus
DDR-Zeiten. Wie ein roter Faden zieht
sich der Gedanke durchs Programm,
„der Staat“ müsse sich mehr anstren-
gen, dem Einzelnen Wohlstand und Si-
cherheit zu bescheren, dann werde alles
gut. Dem Einzelnen indessen sollen An-
strengungen und Zumutungen erspart
bleiben. Ausdrücklich heißt es im Pro-
gramm der Linkspartei: „Den Zwang
zur Annahme jeglicher Jobs lehnen wir
ab.“

Die Milieus, in denen solches Denken
vorherrscht, sind bekannt. Es sind die
Plattenbauviertel ostdeutscher Groß-
städte, deren Bewohner sich leider allzu
oft darin gefallen, eine passive Opferrol-
le zu spielen. Für ihre eigene Lebenssi-
tuation machen diese Leute auch 15
Jahre nach der deutschen Einheit aus-
schließlich andere verantwortlich. Den
einstigen Wirtschaftsminister von Sach-
sen-Anhalt, den Sozialdemokraten
Matthias Gabriel, hatte diese Haltung
einst zutiefst verärgert. In einem Inter-
view im Jahr 2001 machte er seinem
Herzen Luft und sagte, eigentlich könn-
ten sich die Leute über das Sozialsystem
freuen, doch es werde „gejammert und
geschimpft“. Besonders ärgerten ihn je-
ne Empfänger von Arbeitslosen- oder
Sozialhilfe, die nichts für ihre Weiter-
bildung tun. „Es kann nicht sein, dass
sich Menschen damit begnügen, ihre
Kissen in die Fensterbank zu legen und
zuzuschauen, wie andere ihre Autos ein-
parken.“ Den Wirtschaftsminister Ga-
briel gibt es nicht mehr, er musste na-
türlich zurücktreten. Geblieben ist aber
die von ihm beschriebene Attitüde. 

DDR-Mentalität plus DVD-Player

Natürlich gibt es Ostdeutsche, die Be-
eindruckendes leisten, natürlich gibt es,
besonders in Sachsen und Thüringen,
wirtschaftliche Erfolge. Ein Drittel der
Ostdeutschen jedoch schiebt, wie die
Zahlen zeigen, noch immer ein unrealis-
tisches Weltbild vor sich her.

Erst jetzt erkennen die Westparteien
den gigantischen Nachholbedarf. Allzu
lange wurde versäumt, den Ostdeut-
schen den Gedanken nahe zu bringen,
dass das Wirtschaftsleben nicht irgend-
eine vom Staat veranstaltete und zuge-
lassene sekundäre Spielerei ist, sondern
der primäre Faktor, der über Wohlstand
und Sicherheit eines Volkes entscheidet.
Allzu lange auch wurde die Fortdauer
eines Quasi-Sozialismus finanziert, der
den Plattenbaubewohnern unabhängig
von allen ökonomischen Tatsächlichkei-
ten ein bequemes Leben garantierte.
DDR-Mentalität plus DVD-Player von
Aldi – das ist das irreale Biotop, aus
dem jetzt die Linkspartei erwächst. 

Dass ausgerechnet aus dieser schon
unter Helmut Kohl durch Milliarden-
transfers großzügig abgesicherten Sze-
nerie heraus der „Terror der Ökonomie“
beklagt wird, ist ein schlechter Witz.
Man kann es auch als politische Kampf-
ansage an jene deuten, die das Biotop
bislang finanziell am Leben erhalten.
Die Linkspartei sollte jedenfalls vor-
sichtig sein. Eine Lektion in Marktwirt-
schaft, Kostenrechnung und Effizienz-
betrachtungen kann immer noch nach-
geholt werden. Die stolzen Luftschlösser
der Linkspartei werden noch in sich zu-
sammensinken. Die Frage ist nur: Ge-
schieht dies vor oder erst nach der Wahl?

L i n k s p a r t e i

Die Kampfansage
VON MATTHIAS KOCH

Hannover (ddp/lr). Der Personaldirek-
tor des Reifenherstellers Continental,
Thomas Sattelberger, ist offenbar im Ge-
spräch für die Nachfolge des zurückge-
tretenen Volkswagen-Personalvorstan-
des Peter Hartz. Sattelberger sei einer
der Topkandidaten, sagte „eine dem
VW-Aufsichtsrat nahe stehende Person“
der Nachrichtenagentur Dow Jones
Newswires am Dienstag. Sattelberger
verfüge über ausreichende Erfahrung
und sei kein VW-Insider. Das könne in
dieser Situation ein Vorteil sein. Conti-
nental-Pressesprecher Hannes Boekhoff
wollte keine Stellung zu den Informatio-
nen nehmen.

Sattelberger ist seit 2003 im Vorstand
von Continental. Davor arbeitete er für
Lufthansa und DaimlerChrysler. Unter-
dessen wies ThyssenKrupp Berichte zu-
rück, denen zufolge ihr Arbeitsdirektor
Ralph Labonte Hartz-Nachfolger wer-
den könnte. Ein Thyssen-Sprecher sagte,
Labonte habe mitgeteilt, dass er für die
Position nicht zur Verfügung stehe. 

Ob Sattelberger zu den Namen gehör-
te, die am Montag bei einem Gespräch
zwischen Niedersachsens Ministerpräsi-
dent Christian Wulff und IG-Metall-
Chef Jürgen Peters besprochen wurde,
war nicht zu erfahren. Nach dem drei-
stündigen Treffen in Hannover schwie-
gen sich die beiden darüber aus, wer in
die engere Wahl genommen wurde – aus
Vorsicht, denn wer vorab gehandelt
wird, ist oftmals als Anwärter verbrannt. 

Peters hatte bereits eingeräumt, einen
Favoriten zu haben. Ob er damit bei
Wulff auf offene Ohren stößt, bleibt un-
klar. Zu große Nähe zur SPD und zu
Hartz gelten bei ihm als Ausschlusskri-
terium. Ohnehin sei davon auszugehen,
dass sich der Regierungschef zunächst
ein persönliches Bild vom potenziellen
Hartz-Nachfolger machen will, heißt es.
Viel Zeit hat er dafür nicht mehr: Von
kommender Woche an ist Wulff im Ur-
laub.

Hartz hatte wegen der Ermittlungen
der Staatsanwaltschaft gegen zwei sei-

ner engen Mitarbeiter seinen Posten räu-
men müssen. Der frühere Skoda-Perso-
nalvorstand Helmuth Schuster und
Klaus-Joachim Gebauer, der in der VW-
Personalabteilung für die Beziehungen

zum Betriebsrat zuständig war, sollen
mittels Tarnfirmen Geld, das VW oder
Skoda zustand, auf eigene Konten umge-
leitet haben. Gebauer soll zudem Luxus-
reisen und Prostituiertenbesuche von
Betriebsräten auf VW-Kosten organi-
siert haben. Demnächst findet vor dem
Arbeitsgericht Braunschweig ein Güte-
termin zwischen dem fristlos entlassenen
Gebauer und VW statt. Der Konzern
habe dem Personalmanager bislang noch
keinen Kündigungsgrund genannt, hieß
es.

Erste Ergebnisse der VW-Vorstands-
chef Bernd Pischetsrieder direkt unter-
stellten Ermittler der internen Revision
sollen am Freitag vorliegen. Der drei-
köpfige Prüfungsausschuss des Auf-
sichtsrates berät den Zwischenbericht
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
KPMG am kommenden Montag. Ergeb-
nisse werden nicht veröffentlicht.

P Kommentar Seite 2
P Wulffs Rolle bei VW Seite 3

Kommt Hartz-Nachfolger von der Conti?
Wulff und Peters schweigen sich nach ihrem Gespräch aus – aber der Name Thomas Sattelberger sickert durch

Neuer Personalvorstand bei VW? Thomas Sat-
telberger ist im Gespräch. Fender

Paris (dpa). Im Fall ihrer Wahl zur
Bundeskanzlerin will die CDU-Vorsit-
zende Angela Merkel die Tradition der
deutsch-französischen Beziehungen als
Motor der Europäischen Union pflegen.
Sie fühle sich der Aufbauarbeit von
Konrad Adenauer und Charles de
Gaulle verpflichtet, sagte die Kanzler-
kandidatin der Unionsparteien am
Dienstag in Paris nach einem Treffen
mit dem französischen Staatspräsiden-
ten Jacques Chirac. Merkels Treffen mit
dem Präsidenten war mit eineinhalb
Stunden länger als geplant. Es war „ein
langes und freundschaftliches Gespräch,
das für mich wichtig war“, sagte die ent-
spannt wirkende Kanzlerkandidatin der
Union.
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Merkel will Draht
nach Paris halten

Berlin (ap). Die Wiedereinführung des
europäischen Haftbefehls in Deutsch-
land wird wohl länger dauern als von
der Bundesregierung erhofft. Politiker
von Koalition und Opposition wandten
sich einen Tag nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts gegen Schnell-
schüsse bei der Neufassung des Geset-
zes. Auch Bundesjustizministerin Bri-
gitte Zypries (SPD) räumte inzwischen
ein, dass es zweifelhaft sei, ob ein sol-
ches Gesetz noch vor der für September
erwarteten Bundestagswahl verabschie-
det werden könne. 

Die Verfassungsrichter hatten das
deutsche Gesetz zum europäischen
Haftbefehl am Montag für nichtig er-
klärt. Bis zu einer Neuregelung dürfen
keine Deutschen mehr in EU-Länder
ausgeliefert werden.

EU-Haftbefehl
liegt auf Eis

VON KLAUS WALLBAUM

Hannover. Die unstrittigen Teile der
Rechtschreibreform werden von 14 der
16 Bundesländer wie geplant am 1. Au-
gust in Schulen und Behörden verbind-
lich eingeführt. Niedersachsen und Ba-
den-Württemberg beschlossen am
Dienstag, die alten Schreibweisen in den
Schulen künftig als Fehler zu werten.
Damit sind Bayern und Nordrhein-
Westfalen die einzigen Länder, die noch
an der Übergangsregelung festhalten:
Dort wird ein Fehler zwar angestrichen,
aber er wirkt sich nicht nachteilig auf
die Zensur aus.

Zuvor hatte es einige Verwirrung um
die Haltung Niedersachsens gegeben.
Vor Monaten schon haben die 16 Minis-
terpräsidenten und die 16 Kultusminis-
ter in ihren Konferenzen festgelegt, die

unstrittigen Teile der neuen Recht-
schreibung am 1. August in Kraft zu set-
zen. Niedersachsen hatte damals für ei-
ne Verschiebung geworben – aber ohne
Erfolg. Vergangene Woche nun scherten
Bayerns Ministerpräsident Edmund
Stoiber (CSU) und sein nordrhein-west-
fälischer Kollege Jürgen Rüttgers (CDU)
aus, sie wollen die Reform noch nicht in
Kraft setzen. Darauf angesprochen, zö-
gerte Wulff in Interviews erst, zeigte
Verständnis für die beiden Abweichler
und forderte für sich Bedenkzeit. Im-
merhin war er derjenige gewesen, der im
vergangenen Jahr die Diskussion über
die neue Rechtschreibung als Erster an-
gestoßen hatte. Sollte er nun Solidarität
verweigern, wenn zwei andere Minister-
präsidenten seine Linie vertreten?

Seit gestern Morgen nun war für Wulff
und seinen Kultusminister Bernd Buse-

mann klar: Die Reform wird umgesetzt,
gleichzeitig bekennt die Landesregie-
rung aber, dass der neu gebildete „Rat
für Rechtschreibung“ die Regeln künftig
festlegen soll – und nicht die Politik. Wie
es heißt, hat Wulff seine Haltung in ei-
nem Telefonat mit Stoiber verdeutlicht,
mit Rüttgers hat er offenbar nicht ge-
sprochen. Busemann warnte nach dem
Beschluss am Dienstag vor einer „Irre-
führung“: Auch Bayern und Nordrhein-
Westfalen könnten die Rechtschreibre-
form nicht mehr zurückdrehen, es gehe
lediglich darum, die Umsetzung der Re-
form um vielleicht ein Jahr zu verschie-
ben. „Wir hier in Hannover haben ent-
schieden: Wir nehmen die Verhältnisse,
wie sie sind“, betonte der Minister.

Inzwischen wächst der Druck auf die
Regierungen in München und Düssel-
dorf, jetzt doch noch umzuschwenken

auf die Linie der anderen 14 Länder.
Berlins Bürgermeister Klaus Wowereit
bat in einem Brief an alle Ministerpräsi-
denten, bei ihren Beschlüssen das Wohl
der Schüler im Auge zu behalten – und
möglichst einheitliche Regeln für die
ganze Republik festzulegen. Bundesbil-
dungsministerin Edelgard Bulmahn
(SPD) forderte CDU-Chefin Angela
Merkel gestern auf, die Unionsländer
auf Linie zu bringen.

Für die niedersächsischen Schüler gibt
es mit der Festlegung aus Hannover nun
also im neuen Schuljahr ganz konkrete
Änderungen: Wenn sie etwa in einem
Diktat das Wort „Kuss“ am Ende mit
„ß“ schreiben, wird ihnen ein Fehler an-
gestrichen – und der wird dann auch bei
der Zensur gewertet. Die Übergangszeit,
in der Verstöße zwar markiert, aber
nicht angerechnet wurden, endet jetzt.

Der „Kuß“ wird im August zum Fehler
Auch Niedersachsen setzt die Rechtschreibreform in Kraft / Bayern und NRW sind isoliert

IBM und HP bauen Jobs ab
Der Computerkonzern IBM streicht
1500 Stellen mehr als geplant. Insge-
samt sollen damit 14 500 Arbeitsplätze
verschwinden. Die gleiche Anzahl will
auch Hewlett-Packard (HP) abbauen. 70
Prozent der Jobs sollen in Europa weg-
fallen. Seite 5

Wechselhaft mit Aufhei-
terungen, einzelne Schau-
er und Gewitter. Frischer
Westwind. Seite 19
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Berlin (ap). Von heute an ist mit der
Entscheidung von Bundespräsident
Horst Köhler über die Auflösung des
Bundestags zu rechnen. Denn nun kann
unter Einhaltung aller Fristen der Neu-
wahltermin 18. September erreicht wer-
den. Allerdings kann sich der Bundes-
präsident mit seiner Entscheidung auch
bis Freitag Zeit lassen. Zwei Bundes-
tagsabgeordnete bekräftigten ihre Ab-
sicht, gegen eine Parlamentsauflösung
vor dem Verfassungsgericht zu klagen.

Der Grünen-Abgeordnete Werner
Schulz und die Chemnitzer SPD-Parla-
mentarierin Jelena Hoffmann kündigten
den Gang nach Karlsruhe an. Schulz’
Anwalt, der Mannheimer Staatsrechtler
Wolf-Rüdiger Schenke, sah gute Chan-
cen für eine erfolgreiche Klage gegen ei-

ne Auflösung des Bundestages. In einer
ähnlichen Situation hatte das Verfas-
sungsgericht 1983 allerdings entspre-
chende Klagen zurückgewiesen. 

Die Grünen-Fraktionschefin Krista
Sager hat unterdessen die von Bundes-
kanzler Gerhard Schröder angestrebten
Neuwahlen als taktischen Fehlschlag
kritisiert. „Der Kanzler hat sich ganz of-
fensichtlich verkalkuliert, was die Wir-
kungen auf die Wähler angeht“, sagte
Sager dem „Handelsblatt“. Das Ziel, ei-
ne neue Legitimation für die eigene Po-
litik zu erhalten, habe in der öffentli-
chen Wahrnehmung „nur eine kurze
Halbwertzeit“ gehabt und sei dem Ein-
druck der Ratlosigkeit gewichen.
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Alles schaut auf Köhler
Ab heute wird die Entscheidung über Neuwahlen erwartet

Klöden droht das Aus
Radprofi Andreas Klöden muss nach
einem Sturz auf der gestrigen 16. Etap-
pe der Tour de France wahrscheinlich
ausscheiden. Der Vorjahreszweite aus
dem Team T-Mobile erlitt eine Kahn-
beinfraktur im Handgelenk. Seite 6

Ailton verlässt Schalke
Der Brasilianer Ailton wird in der neu-
en Bundesliga-Saison nicht mehr für
den FC Schalke 04 spielen. Der Stür-
mer wechselt zum türkischen Spitzen-
klub Besiktas Istanbul, wenn er den
medizinischen Check besteht. Seite 6

Stöver beklagt „Rufmord“
Der Fleischproduzent Stöver bestreitet,
verdorbenes Fleisch neu verpackt und
weiter verkauft zu haben. Die Firma
sieht sich als Opfer einer Rufmordkam-
pagne der Gewerkschaft Nahrung-Ge-
nuss-Gaststätten. Seite 17

Kinderschänder vor Gericht
In Frankreich steht der Prozess um den
größten Kinderschänderskandal des
Landes vor dem Abschluss. 65 Ange-
klagte werden beschuldigt, sich an 45
Opfern vergangen zu haben. Unter den
Tätern waren auch Eltern und Ver-
wandte. Der Staatsanwalt hat Haft-
strafen bis zu 30 Jahren gefordert.

Seite 10
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Europameisterinnen:
Blaschkiewitz und Genrich
segeln auf Erfolgskurs Seite 8

Würge-Attacke:
Anzeige gegen den Trainer 
des SV Bockenem Seite 14

Gesund, schön und treu:
200 Schäferhunde bei
Zuchtschau Seite 13

Groß Düngen (wü). Jah-
relang war der Brücken-
schlag nur eine Vision, nun
ist er Wirklichkeit. Unter-
halb des Gutes Walshausen
überspannt seit gestern
Nachmittag eine 22 Meter
lange Holzbrücke die Inn-
nerste - zur Freude von
Spaziergängern und Rad-
fahrern. Für den Bau der
Holzkonstruktion im La-
vesstil hatten sich Bürger
und Politiker aus acht Ort-
schaften eingesetzt. Am
10. September soll die Brü-
cke mit einem großen Fest
eingeweiht werden.

Foto: Gossmann
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Lavesbrücke
überspannt
Innerste

Hildesheim

Heute

Glimpfliches Nachspiel
Hildesheim. Wegen seiner Beteiligung an
der Hohnsensee-Randale am Himmel-
fahrtstag 2004 ist ein 19-Jähriger vom
Amtsgericht zu vier Wochen Dauerar-
rest verurteilt worden. Seite 11

Unterschriften für „Fusi“
Hildesheim. Studenten haben 285 Un-
terschriften gesammelt, damit Werk-
stattleiter „Fusi“ alias Heinz Rudorf
weiter im Medienzentrum in der Domä-
ne arbeiten kann. Sein Vertrag mit der
Uni endet im Oktober. Seite 11

Experten-Ja zur Reform
Hildesheim. Hildesheimer Experten ha-
ben die Entscheidung der Landesregie-
rung, die Rechtschreibreform zum 1.
August umzusetzen, begrüßt. Seite 11

Pfusch am Bau
Hildesheim. Die Stiftung Warentest gibt
auf der HAZ-Service-Seite Ratschläge,
wie Patienten beim Zahnarzt ihr Recht
durchsetzen können, wenn gepfuscht
wurde – oft kommen sie ohne Gericht
besser weiter. Seite 18

Oldtimer machen Station
Hildesheim. Auf ihrer Tour „2000 Kilo-
meter durch Deutschland“ machen 185
Oldtimer-Fahrer am Donnerstag Station
auf dem Marktplatz. Mit der Startnum-
mer 119 ist der Hildesheimer Arzt Dr.
Peter Justus mit dabei. Seite 13
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